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1. Instanz

Aktenzeichen S 19 AY 1/06 ER
Datum 31.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 B 14/06 AY ER
Datum 08.05.2006

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Der zulÃ¤ssige Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist nicht
begrÃ¼ndet.

GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung
des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines bestehenden Rechts des
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte
(Sicherungsanordnung). Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Erforderlich ist in beiden FÃ¤llen, dass dem Antragsteller
ein Anordnungsanspruch und ein Anordnungsgrund zusteht (Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Auflage, Â§ 86 b RdNr. 27 ff). Dies ist vom
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Antragsteller glaubhaft zu machen. Bei dem Erlass einer einstweiligen Anordnung
ist von dem Grundsatz auszugehen, dass diese lediglich der Sicherung, nicht aber
bereits der Befriedigung von Rechten dient. Sie darf eine Entscheidung in der
Hauptsache grundsÃ¤tzlich nicht vorwegnehmen. Deshalb dient sie nicht dazu,
einem Hilfesuchenden schneller, als es in dem Hauptsacheverfahren mÃ¶glich ist,
zu seinem vermeintlichen Recht zu helfen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz
der UnzulÃ¤ssigkeit der Vorwegnahme der Hauptsache gilt nur dann, wenn es zur
Vermeidung unzumutbarer Folgen und eines nicht wieder gut zu machenden
Schadens fÃ¼r den Antragsteller notwendig ist, dass seinem Begehren sofort
entsprochen wird (vgl. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG- Kommentar, 8.
Auflage, Â§ 86b Rn. 29 ff).

Die Antragsteller begehren mit dem vorliegenden Antrag Leistungen nach Â§ 2
AsylbLG. Sie sind aserbaidschanische StaatsangehÃ¶rige und rechtskrÃ¤ftig als
Asylbewerber abgelehnt. Seit Juni 2002 beziehen sie Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG.
Am 23.08.2005 beantragten sie die GewÃ¤hrung von Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG.
Mit Bescheid vom 17.11.2005 lehnte die Antragsgegnerin diesen Antrag mit der
BegrÃ¼ndung ab, die Antragsteller seien ohne die erforderlichen
Personaldokumente in die Bundesrepublik Deutschland eingereist. Nach Ablehnung
des Asylantrages sei ihre Ausreise deswegen nicht mÃ¶glich, da sie nicht die
erforderlichen Personaldokumente besÃ¤Ã�en. Diese seien an einen Schlepper
Ã¼bergeben worden. Die Antragsteller hÃ¤tten damit die Dauer ihres Aufenthaltes
selbst rechtsmiÃ�brÃ¤uchlich beeinflusst, so dass die GewÃ¤hrung von Leistungen
nach Â§ 2 AslybLG nicht in Betracht komme. Der Widerspruch gegen diesen
Bescheid wurde mit Widerspruchsbescheid vom 14.12.2005 mit der BegrÃ¼ndung
zurÃ¼ckgewiesen, die Antragsteller hÃ¤tten ihre sowjetischen PÃ¤sse freiwillig
Schleppern Ã¼berlassen und diese beauftragt, falsche PÃ¤sse zu besorgen. Durch
dieses aktive Verhalten sei die Dauer des Aufenthaltes rechtsmissbrÃ¤uchlich
beeinflusst worden.

Gegen diesen Bescheid haben die Antragsteller am 04.01.2006 Klage erhoben. Mit
dem gleichzeitig gestellten Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
begehren sie vorlÃ¤ufig bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache die
GewÃ¤hrung von Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG. Zur BegrÃ¼ndung wird
vorgetragen, weder die Tatsache, dass eine Einreise mit Schleppern erfolgt sei noch
die Tatsache, dass diesen Schleppern die PÃ¤sse Ã¼berlassen worden seien, stelle
ein rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten im Sinne des Â§ 2 AsylbLG dar. Diese
VorgÃ¤nge dienten lediglich dazu, Ã¼berhaupt nach Deutschland zu gelangen und
nicht dazu, die Dauer des Aufenthaltes zu verlÃ¤ngern. Weitere
Mitwirkungspflichten zur KlÃ¤rung der IdentitÃ¤t und zur Beschaffung von
Reisedokumenten seien erfÃ¼llt worden. Sie hÃ¤tten mehrfach bei der
aserbaidschanischen Auslandsvertretung in Berlin vorgesprochen und AntrÃ¤ge zur
Ausstellung von Passersatzpapieren ausgefÃ¼llt. Ein Anordnungsgrund ergebe sich
daraus, dass die abgesenkten Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG nur fÃ¼r eine
vorÃ¼bergehende Zeit zumutbar seien. Bei einem lÃ¤ngeren Aufenthalt dÃ¼rfe
nicht mehr auf einen geringen Bedarf abgestellt werden.

Im vorliegenden Verfahren kann zunÃ¤chst dahinstehen, ob ein
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Anordnungsanspruch besteht. Zwar ist fraglich, ob bezÃ¼glich der
rechtsmissbrÃ¤uchlichen Beeinflussung der Dauer des Aufenthaltes auf
Verhaltensweisen vor BegrÃ¼ndung des Aufenthaltes abgestellt werden kann. Im
Hauptsacheverfahren wird jedoch, wie von der Antragsgegnerin behauptet, zu
prÃ¼fen sein, ob die Antragsteller falsche Angaben zur IdentitÃ¤t gemacht und
gefÃ¤lschte Dokumente vorgelegt haben.

Es fehlt jedoch nach Auffassung des Gerichts entgegen den AusfÃ¼hrungen der
Antragsteller bereits an einem Anordnungsgrund, denn nach den oben genannten
GrundsÃ¤tzen ist vorlÃ¤ufiger Rechtsschutz nur dann zu gewÃ¤hren, wenn ohne
diesen schwere und unzumutbare, anders nicht abzuwendende Nachteile
entstÃ¼nden, zu deren Beseitigung die spÃ¤tere Hauptsache nicht mehr in der
Lage wÃ¤re. Bei den hier streitigen Leistungen handelt es sich jedoch um
Leistungen in besonderen FÃ¤llen nach Â§ 2 AsylbLG. Die Grundleistungen nach Â§
3 AsylbLG werden den Antragstellern weiterhin gewÃ¤hrt, aus denen sie ihren
Lebensunterhalt bestreiten kÃ¶nnen. Der Verbot der Vorwegnahme der Hauptsache
steht einer einstweiligen Anordnung wegen begehrter Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG
insofern entgegen, als durch die Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG bereits eine
Grundsicherung gewÃ¤hrt wird (vgl. Beschluss des Bayrischen LSG vom 28.06.2005,
Az.: L 11 B 212/05 AY ER; SG KÃ¶ln vom 02.12.2005, Az.: S 27 AY 11/05 ER). Auch
wenn die gegenÃ¼ber dem SGB XII abgesenkten Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG nur
fÃ¼r eine vorÃ¼bergehende Zeit als zumutbar gelten, so wird aber durch Â§Â§ 2, 3
AsylbLG deutlich, dass jedenfalls fÃ¼r die nicht unerhebliche Zeit von 36 Monaten
davon ausgegangen wird, dass der notwendige Lebensunterhalt bestritten werden
kann. Vorliegend ist nicht ersichtlich, weshalb nun bis zu einer Entscheidung in der
Hauptsache diesbezÃ¼glich allein durch den Zeitablauf von 36 Monaten eine
Ã�nderung eintreten soll. Da im einstweiligen Rechtsschutz die MÃ¶glichkeit
besteht, bei der GewÃ¤hrung von vorlÃ¤ufigen Leistungen hinter der eigentlichen
LeistungshÃ¶he zurÃ¼ckzubleiben (z.B. GewÃ¤hrung von 70% oder 80 % der
Leistungen) besteht hier kein Grund, vor Entscheidung in der Hauptsache die
erhÃ¶hten Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG zu gewÃ¤hren. Allein die Tatsache, dass
die Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG hinter den Leistungen des SGB XII
ZurÃ¼ckbleiben, fÃ¼hrt nach Auffassung des Gerichts noch nicht zur Annahme
eines Anordnungsgrundes. Zu beachten ist, dass der Gesetzgeber bei Leistungen
nach dem AsylbLG grundsÃ¤tzlich eine hinter den Sozialhilfeleistungen
zurÃ¼ckbleibende LeistungshÃ¶he fÃ¼r zulÃ¤ssig erachtet und die
Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG niedriger angesetzt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Erstellt am: 29.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               3 / 3

https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2011%20B%20212/05%20AY%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2027%20AY%2011/05
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

